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	Allgemeine Bestimmungen




	1.
	Buchstabenverteilung 

	
	

	1.1
	Soweit die Geschäfte im Turnusverfahren verteilt sind, läuft der jeweilige Turnus unabhängig vom Kalenderjahr fort.



	1.2
	Soweit die Geschäfte nach dem Anfangsbuchstaben eines Beteiligten verteilt sind, 
ist maßgebend die Klage- oder Antragsschrift, und zwar bestimmt die Zuständigkeit

	
	a) bei natürlichen Personen
der Eigenname, wobei ehemalige Adelsprädikate "von", "Freiherr", "Baron" o. a. Namensbestandteile wie "El", "Ben", "O'", "Mc" und dergl. unberücksichtigt bleiben; haben Ausländer mehrere Eigennamen, so ist der erste Vorname maßgebend; bei Doppelnamen gilt - unabhängig vom Familiennamen - der erste Teil des Doppelnamens.

	
	b) bei Firmen und Einzelkaufleuten
der Firmenname; ist zugleich auch der abweichende Familienname des Firmeninhabers angegeben, ist dessen Name maßgebend; abweichend davon sind in Register-, Konkurs- und Vergleichssachen die ersten in der Firma vorkommenden Buchstaben maßgebend.

	
	c) bei Firmen, soweit es sich nicht um solche eines Einzelkaufmanns
handelt, Gesellschaften, Vereinen, Anstalten, Stiftungen und anderen juristischen Personen, auch solchen des öffentlichen Rechts: der erste in der Namensbezeichnung vorkommende Personenname (z. B.: "Hannoversche Weberei Gerdes & Co.": Buchstabe G); wenn ein Personenname in der Bezeichnung nicht vorkommt, das zur Bezeichnung gehörende erste Hauptwort 
(z. B.: "Deutscher Bankbeamtenverein": Buchstabe B, oder "Peiner Walzwerk": Buchstabe W); als Hauptwort gilt auch ein aus Anfangsbuchstaben gebildetes Wort (z. B. "HAPAG", "Deri"); Ortsnamen gelten nicht als Hauptwörter. Abweichend davon sind in Register-, Konkurs-, Vergleichs- und Zwangsvollstreckungssachen - gilt nicht für Zwangsversteigerung - die ersten in der Firma vorkommenden Buchstaben maßgebend.

	
	d) beim Fiskus
der kennzeichnende Namensbestandteil des betreffenden Landes (z. B.: Land 
Schleswig-Holstein: Buchstabe S);

	
	e) bei Gemeinden, Kommunal-Verbänden und Kirchengemeinden die örtliche Bezeichnung, 
z. B.: "Wegeverband Landkreis Hannover": Buchstabe H;

	
	f) bei mehreren Personen
der Name oder die Bezeichnung der an erster Stelle aufgeführten Person.

	
	Die Umlaute ä, ö, ü sind wie ae, oe, ue zu behandeln. Sind bei einer Buchstabenzuständigkeit nur Silben eines Namens aufgeführt, so gilt diese Zuweisung für alle Namen, die mit diesen Silben beginnen.

	
	

	
	Der in der Klage- oder Antragsschrift angegebene Name ist lediglich dann nicht zuständigkeitsbegründend, wenn sich vor einer Bearbeitung (2.1) herausstellt, dass der Name unrichtig ist oder sich zwischenzeitlich geändert hat. Dann ist der richtige Name maßgebend.




	2.
	Nachträgliche Abgabe und Übernahme



	2.1
	Eine Abteilung bleibt auch dann zuständig, wenn
a) der Turnus unrichtig angewandt wurde,
b) oder eine Abt. mit der Bearbeitung einer Sache begonnen hat (z. B. Verfügung der Zustellung der Anklage, des Strafbefehls, Terminsanberaumung, Terminsanordnung),
c) oder sich im Laufe des Verfahrens die zuständigkeitsbegründenden Voraussetzungen 
(z. B. Name/Klageantrag) geändert haben. 




	
	Es gelten jedoch folgende Ausnahmen, in denen eine Sache abgegeben werden kann
und übernommen werden muss:

	
	a) Ein Verfahren, das in einem anderen funktionellen Zuständigkeitsbereich zu bearbeiten ist, kann jederzeit an eine Abteilung des anderen Zuständigkeitsbereichs abgegeben werden.

	
	b) Stellt sich heraus, dass für eine eingetragene Sache eine Spezialabteilung zuständig ist, so kann die Sache abgegeben werden, wenn noch keine mündliche Verhandlung anberaumt wurde oder stattgefunden hat, kein Hauptverhandlungseröffnungsbeschluss, Einstellungsbeschluss, Urteil, Beweisbeschluss, Auflagenbeschluss, Prozesskostenhilfebeschluss ergangen oder kein schriftliches (Vor-)Verfahren angeordnet ist. Nur zuständigkeitsüberprüfende Maßnahmen hindern die Abgabe nicht.

	
	

	2.2
	Ein Richter, der an sich für eine Sache zuständig wäre, kann diese jederzeit freiwillig von der Abteilung übernehmen, die mit der Bearbeitung der Sache begonnen hat.

	
	

	
2.3
	In den Fällen 2.1 und 2.2 findet kein Ausgleich statt. In den Fällen 4.3 a) und M. 3.6 findet ein Ausgleich statt, und zwar in folgender Weise:

	
	a) in Zivilsachen teilt die Geschäftsstelle der übernehmenden Abteilung die Übernahme der 
Abt. 599 mit. Die Abt. 599 teilt der abgebenden Abt. aus demselben Turnuskreis zusätzlich zu der nächsten in dieser Abt. eingehenden Sache eine weitere Sache zu. Die übernehmende Abt. erhält in demselben Turnuskreis eine Gutschrift von einer Sache.

	
	b) in Familiensachen teilt die Geschäftsstelle der übernehmenden Abt. die Übernahme der Abt. 699 mit. Diese teilt der abgebenden Abt. aus demselben Turnuskreis zusätzlich zu der nächsten in dieser Abteilung eingehende Sache eine weitere Sache zu. Die übernehmende Abt. erhält in demselben Turnuskreis eine Gutschrift von einer Sache.

	
	c) in den übrigen Sachen ist die abgegebene Sache in der übernehmenden Abt. neu einzutragen. Die in der übernehmenden Abt. nächste neu eingehende Sache mit gleichem Registerzeichen (z. B. Ls = Ls, OWi = OWi) ist von der übernehmenden Abt. an die abgebende Abt. abzugeben und dort neu einzutragen. Bei mehreren gleichzeitig neu eingehenden Sachen ist die Reihenfolge des Alphabetes entscheidend.

	
	

	2.4
	a) Jede Sache, die für eine Abgabe in Frage kommen kann, ist vor ihrer Abgabe an die für zuständig gehaltene Abteilung von der abgebenden Abteilung daraufhin zu prüfen, ob in der Sache selbst dringende Maßnahmen erforderlich sind, die keinen Aufschub dulden. Derartige Maßnahmen sind stets vor der Abgabe von der zuerst angegangenen Abteilung zu treffen - unter Vorbehalt wegen der späteren Entscheidung über die endgültige Zuständigkeit.

	
	b) Die Abgabe an eine andere Abteilung im Falle der Unzuständigkeit hat mit kurzem Anschreiben zu erfolgen. Aus dem Anschreiben müssen die abgebende Abteilung, der Name des Richters (Rechtspflegers), Tag der Abgabe sowie deren Grund hervorgehen.

	
	c) Irrläufer, d. h. Eingänge, die offensichtlich falsch geleitet sind, kann die Geschäftsstelle selbstständig an die zuständige Abteilung abgeben, wenn sich diese sofort feststellen lässt. Andernfalls sind solche Schriftstücke der Verwaltungsabteilung ( 2577/3484, Zi.: 2136) zu übergeben.

	
	

	2.5
	Kann in einer Zivilsache nur einheitlich mit einer bereits vorher eingegangenen Sache entschieden werden (§ 62 ZPO), so ist die später eingegangene Sache an die Abteilung abzugeben, der die früher eingegangene Sache zugeteilt worden ist.




	3.
	Zuständigkeitsstreitigkeiten



	3.1
	Zuständigkeitsstreitigkeiten sind möglichst zu vermeiden. Durch Zuständigkeitsstreitigkeiten darf in keinem Falle die sachliche Bearbeitung verzögert werden, insbesondere ist die Aufhebung, Verlegung oder Vertagung von Terminen bei vermutlicher Unzuständigkeit zu vermeiden.

	
	

	3.2
	Streitigkeiten über die geschäftsplanmäßige richterliche Zuständigkeit innerhalb eines funktionellen Zuständigkeitsbereichs entscheidet in Vollmacht des Präsidiums der richterliche Abteilungsleiter der/des vorlegenden Richterin/Richters (W 4.2.2 j). Gegen deren Entscheidung können die beteiligten Richter das Präsidium anrufen, welches endgültig entscheidet. Bei Streitigkeiten über die Frage, ob die Sache in einem anderen funktionellen Zuständigkeitsbereich zu bearbeiten ist, ist 
§ 36 ZPO zu beachten.




	3.3
	Lehnt die Abteilung, an die eine Sache von der zuerst angegangenen Abteilung abgegeben ist, die Bearbeitung ab, so hat sie diese sofort dem zuständigen Abteilungsleiter vorzulegen.
Eine Weiterleitung der Sache von dieser Abteilung an eine andere für zuständig gehaltene Abteilung oder eine Rückgabe der Sache an die zuerst angegangene abgebende Abteilung ist unzulässig. Vor Vorlage der Akten an den Abteilungsleiter ist von der vorlegenden Abteilung nochmals zu prüfen, ob etwa jetzt in der Sache selbst sofortige Maßnahmen erforderlich sind. Gegebenenfalls sind die notwendigen dringenden Maßnahmen vor der Vorlage zu treffen.

	
	

	3.4
	Zuständigkeitsstreitigkeiten im nicht richterlichen Dienst entscheidet die Behördenleitung.




	
4.
	Vertretungsregelungen Richter



	4.1
	Ist der Abteilungsrichter tatsächlich verhindert (z. B. durch Krankheit, Urlaub, Kur, Abwesenheit), ist der als 1. Vertreter angegebene Richter für die Bearbeitung aller Sachen zuständig. Ist dieser 
ebenfalls tatsächlich verhindert, so ist der als 2. Vertreter angegebene Richter zuständig. Der 2. Vertreter ist für die Dauer der Verhinderung des 1. Vertreters für die Bearbeitung aller Sachen zuständig. Für Eilsachen gilt 4.2. Der höchsten Abteilungsnummer folgt die niedrigste innerhalb des jeweiligen funktionellen Zuständigkeitsbereichs. Sofern der 2. Vertreter tatsächlich verhindert ist, wird der Richter mit der nächsthöheren Abteilungsnummer, ausgehend von dem 2. Vertreter, 2. Vertreter. Ist ein Richter an der Wahrnehmung einer Eilsache durch eine Sitzung gehindert, so hat er dies ausdrücklich schriftlich festzustellen, bevor die geschäftsplanmäßige Vertretung eingreift.

	
	

	4.2
	In Eilsachen, die vor Erreichen des Abteilungsrichters und des 1. Vertreters bearbeitet werden müssen, gilt:
a) Bis 13:00 Uhr (an Freitagen bis 12:00 Uhr) ist innerhalb des jeweiligen funktionellen Zuständigkeitsbereichs - außer in Insolvenz-/Konkurssachen - der Richter der Abteilung mit der jeweils nächsthöheren Abteilungsnummer, ausgehend von der Abteilungsnummer des geschäftsplanmäßigen Vertreters (in Zivilsachen: ausgehend von der zu vertretenden Abteilung) zuständig. Der höchsten Abteilungsnummer folgt die niedrigste innerhalb des jeweiligen funktionellen Zuständigkeitsbereichs. Ist allerdings die Vertretungskette einer Gruppe erschöpft, ist in alphabetischer Reihenfolge die nächste Vertretungsgruppe zuständig (vgl. T 1 a aa).
b) Ab 13:00 Uhr (an Freitagen ab 12:00 Uhr) ist der Bereitschaftsrichter zuständig (vgl. T 1).

	
	

	4.3
	a) Ist der Abteilungsrichter in einer Sache rechtlich verhindert (Ausschluss kraft Gesetzes, begründete Ablehnung wegen Befangenheit), ist der 1. Vertreter für die Bearbeitung dieser Sache zuständig. Ist der 1. Vertreter ebenfalls rechtlich verhindert, so ist der 2. Vertreter zuständig. Ist dieser der Abteilungsrichter oder ist auch er rechtlich verhindert, so gilt 4.1 S. 2 und 3 entsprechend.
b) Ist der in dieser Sache zuständige Richter tatsächlich verhindert, so gilt 4.2 entsprechend.

	
	

	4.4
	Ist keiner der nach dieser Regelung zuständigen Richter erreichbar, so ist die Sache sofort der 
Verwaltungsgeschäftsstelle ( 2577/3484, Zi.: 2136) vorzulegen, damit die Präsidentin gem. 
§ 22 b Abs. 4 GVG einen Vertreter bestellen kann.
Ist auch das nicht möglich, so ist jeder am Amtsgericht Hannover tätige Richter zuständig.

	
	

	4.5
	Wird die Vertretung eines Richters nicht nur in einem Einzelfall notwendig, so hat er selbst rechtzeitig seinen geschäftsplanmäßigen Vertreter um Übernahme der Geschäfte zu ersuchen. Er hat zugleich seiner Geschäftsstelle sowie der Präsidentin des Amtsgerichts Anzeige zu erstatten.

	
	

	4.6
	Diese Bestimmungen gelten sinngemäß für die Rechtspfleger und die Beamten und Angestellten der Geschäftsstellen.





	
5.
	Örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Hannover



	5.1
	Hinweise zur örtlichen Zuständigkeit der Gerichte ergeben sich aus dem Gesetz über die Organisation der ordentlichen Gerichte v. 15.12.1982 (Nds. GVBl. S. 497) i. d. F. v. 01.02.1989 (Nds. GVBl. 
S. 27), der Informationsbroschüre "Gerichte in Niedersachsen" sowie aus "Müllers Ortsbuch" 
(Standort s. S, S.77).

	
	

	5.2
	Zum Bezirk des Amtsgerichts Hannover gehören folgende Gemeinden und Ortsteile:
a) Landeshauptstadt Hannover
einschließlich der 1975 eingemeindeten Ortsteile Ahlem, Anderten, Bemerode, Isernhagen-Süd, Misburg, Vinnhorst, Wettbergen, Wülferode.

	
	Vom Stadtteil "Auf der Horst" liegen im Stadtgebiet Hannover folgende Straßen:
Herkuleshof, Leierhof, Merkurstraße, Springrad, Wegahof, Auf der Horst (ungerade 1 - 17, 19, gerade 2 - 14), Falkenhorst (gerade 2 - 8, 10 - Ende), Planetenring (ungerade 1, 3, 
gerade 2 - 8 C), Plutohof.

	
	b) Landkreis Hannover
Hemmingen mit allen Ortsteilen, Arnum, Devese, Harkenbleck, Hemmingen-Westerfeld, 
Hiddestorf, Ohlendorf, Wilkenburg.
Laatzen, Stadt mit allen Ortsteilen, Gleidingen, Grasdorf, Ingeln, Laatzen, Oesselse, Rethen.
Langenhagen, Stadt mit allen Ortsteilen, Engelbostel, Godshorn, Kaltenweide, Krähenwinkel
Langenhagen, Schulenburg.
Seelze mit allen Ortsteilen, Almhorst, Dedensen, Döteberg, Gümmer, Harenberg, Kirchwehren
Lathwehren, Letter, Lohnde, Velber.

	
	c) Im Amtsgerichtsbezirk Hannover vorkommende Ortsteile (Gemeinden) 
Hannover mit allen Zustellämtern: Stadt Hannover sowie die unter b) genannten Gemeinden.

	
	

	5.3
	erweiterte örtliche Zuständigkeiten

	
	a) Abt. 81:
Handelsregistersachen A (HRA) und B (HRB) für den LG-Bezirk Hannover, Genossenschaftsregister für den LG-Bezirk Hannover, Vereinsregister für den LG-Bezirk Hannover, Partnerschaftsregister für das Land Niedersachsen gem. § 16 Justiz-ZuständigkeitsVO (Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten in der Gerichtsbarkeit und der Justizverwaltung vom 18. Dezember 2009, zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. Oktober 2020 ([Nds. GVBl. S. 360]).

	
	b) Abt. 85:
Personenstandssachen für den LG-Bezirk Hannover gem. § 50 PStG.

	
	c) Abt. 414, 422, 522, 543, 550:
Urheberrechtsstreitigkeiten:
für den Oberlandesgerichtsbezirk Celle (§ 6 Justiz-ZuständigkeitsVO).

	
	d) Alle Strafprozessabteilungen: 
Wiederaufnahmegericht für Entscheidungen der Amtsgerichte Hameln und Neustadt/Rbge. (Beschluss des Präsidiums des OLG Celle - 4125 -).

	
	e) Abt. 260, 262, 265:
Verfahren über Einsprüche gegen Bußgeldbescheide verschiedener Behörden mit Sitz in 
Hannover, die eine überregionale örtliche Zuständigkeit haben (z. B. für den gesamten Landkreis Hannover, Niedersachsen, Norddeutschland oder Bundesrepublik Deutschland).

	
	f) Abt. 202, 203:
Steuerstrafsachen (Ls, Ds, Cs) nach § 391 Abs. 1 AO.

	
	g) Abt. 281, 283, 284, 286, 288:
Beschleunigte Verfahren nach der StPO (§ 20 a Justiz-ZuständigkeitsVO).

	
	h) Abt. 900 - 910:
Insolvenzverfahren für die Bezirke der Amtsgerichte Burgwedel, Hannover, Neustadt/Rbge. 
(§ 8 Justiz-ZuständigkeitsVO).

	
	i) Abt. 35, 37 - 49:
Abschiebehaftsachen für die Landgerichtsbezirke Bückeburg, Hannover und Hildesheim (§ 8 b Justiz-ZuständigkeitsVO).

	
	j) Abt. 950:
Verfahren nach dem Gesetz über Stabilisierungs- und Restrukturierungsverfahren: Für den gesamten Oberlandesgerichtsbezirk Celle




	5.4
	Wiederaufnahmegericht für das Amtsgericht Hannover ist das Amtsgericht Hameln.



	
6.
	Rechts- und Amtshilfeersuchen

	
	

	6.1
	mit Auslandsberührung



	6.1.1
	Rechtshilfeersuchen in das Ausland nach der ZRHO und der RiVASt in allen Angelegenheiten, in denen der Richter oder der Rechtspfleger abschließend zuständig ist. 

	
	Vorbereitung durch:
	

	
	(Buchst. A + B, I - K)
	Vertretung erfolgt gegenseitig

	
	(Buchst. C - E)
	

	
	(Buchst. F - H, L - R)
	

	
	

	6.1.2
	Vernehmungsersuchen aus dem Ausland
a) Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten
	aa) Vernehmungen: Richter - insoweit ggf. auch als Ermittlungsrichter* (vgl.I.3.10) - und Ge-
	schäftsstellen der Abt. 202 - 265; in Jugendsachen: Abt. 310 - 329; A.6.2.1 - A.6.2.5 finden 
	entsprechende Anwendung, nicht dagegen A.6.2.6.
	bb) Andere Maßnahmen, insb. nach dem Gesetz über die Internationale Rechtshilfe in 
	Strafsachen mit Ausnahme von Vernehmungen; Vernehmung von Verfolgten nach 
	§ 22 IRG (Anhörung in Auslieferungssachen): Richter und Geschäftsstellen Abt. 170 - 175 

	
	b) bürgerliche Rechtsstreitigkeiten
	nach Maßgabe des Turnuskreises 6 in Zivilsachen

	
	

	6.1.3
	Zustellungsersuchen aus dem Ausland
a) Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten
Richter, Rechtspfleger, Geschäftsstelle Abt. 850
b) bürgerliche Rechtsstreitigkeiten
Richter, Rechtspfleger und Geschäftsstelle Abt. 850

	
	

	6.1.4
	Bewilligungsbehörde eingehender Ersuchen nach 6.1.1 bis 6.1.3,
Prüfungsbehörde entsprechender ausgehender Ersuchen 

	
	(Endz. 1 + 2), (Endz. 3 + 4), (Endz. 5 - 0)




	6.2
	sonst. Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten



	6.2.1
	Vernehmungen für Staatsanwaltschaften, Gerichte und andere Behörden in Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten, soweit nicht ausschließlich die richterliche Absicherung der Vernehmung von polizeilich bereits vernommenen Personen beantragt ist (I.2.8.2. TK 3.b)), sowie in Disziplinar- und Ehrengerichtssachen: Richter - insoweit ggf. auch als Ermittlungsrichter* (vgl.I.3.10) - und Geschäftsstellen der Abt. 202 - 265, Abt. 310 - 329

	
	

	6.2.2
	Jugendsachen
a. Jugendsachen gem. § 1 JGG
b. Vernehmung von Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden (J.2.7)
Richter und Geschäftsstellen Abt. 310 - 329

	
	

	6.2.3
	Steuerdelikte (AR, Gs) gegen Erwachsene:
Richter und Geschäftsstelle Abt. 202, Abt. 203

	
	

	6.2.4
	Steuerdelikte (AR, Gs) gegen Jugendliche und Heranwachsende:
Richter und Geschäftsstelle Abt. 322

	
	

	6.2.5
	Vernehmungen in Sonderordnungswidrigkeiten:
Richter und Geschäftsstellen der Abt. 260, 262, 265

	
	

	6.2.6
	Für die Vernehmung von Personen, die in den Justizvollzugsanstalten Hannover, Sehnde oder Hildesheim einsitzen und für andere ermittlungsrichterliche Maßnahmen sind abweichend von 6.2.1 bis 6.2.5 die Richter und Geschäftsstellen der Abt. 370 - 375 sowie Abt. 170 - 175 zuständig.





	6.3
	sonst. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten



	6.3.1
	Zwangsvollstreckungssachen:
Richter und Geschäftsstellen Abt. 731 ff.

	
	

	6.3.2
	Betreuungssachen:
Richter und Geschäftsstellen Abt. 660 - 676.

	
	

	6.3.3
	Grundbuchsachen:
Rechtspfleger und Geschäftsstelle Abt. 133.

	
	

	6.3.4
	Familiensachen:
Richter und Geschäftsstellen Abt. 602 - 630 gemäß Turnuskreis 3.

	
	

	6.3.5
	übrige Rechtsstreitigkeiten:
Die Rechts- und Amtshilfeersuchen werden von jeder Abteilung für ihren Sachbereich erledigt.




	7.
	Akteneinsicht, Aktenübersendung, Urkundenersetzung, 
anonymisierte Entscheidungen



	7.1.
	Einsichtnahme durch Beteiligte in Akten des Amtsgerichts Hannover (Parteien, Prozessbevollmächtigte pp.), Aktenübersendung innerhalb des Amtsgerichts Hannover:
Entscheidung durch den jeweils geschäftsplanmäßig zuständigen Richter oder Rechtspfleger 
(§ 299 Abs. 1 ZPO).

	
	

	7.2
	Einsichtnahme durch dritte Personen oder nicht beteiligte Behörden in Akten des Amtsgerichts 
Hannover, Aktenübersendung an andere Gerichte und Behörden:
Entscheidung durch den jeweils geschäftsplanmäßig zuständigen Richter oder Rechtspfleger, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob das Verfahren bereits rechtskräftig abgeschlossen ist oder nicht.

	
	

	7.3
	Ersetzung zerstörter oder abhandengekommener Urkunden. Es ist diejenige Abteilung zuständig, die die zu ersetzende Urkunde aufgenommen, ausgestellt oder verwahrt hat. 

	
	

	7.4
	Abschriften anonymisierter Entscheidungen:
Pressesprecher
Genehmigung: Pressesprecher
Anonymisierung: Serviceeinheit der betreffenden Abteilung
Überprüfung Richtigkeit der Anonymisierung: Abteilungsrichter/in




	8.
	Befangenheitsanträge 



	betr. Richter/innen
	Abt. 35 - 49, 50 - 199 (ausgenommen Abt. 170 - 175), 	 660 - 676
Abt. 170 - 175, 202 - 288, 291 - 295
Abt. 310 - 329, 370 - 375
Abt. 400 - 485, 501 - 580, 700 - 799, 902 - 910
Abt. 601 - 637
	Abt.   95

Abt. 295
Abt. 395
Abt. 595
Abt. 695



	betr. Rechtspfleger/innen
	[bookmark: Text1][bookmark: Text2]Grundbuch- und Registersachen: Frau RinAG      ; Nachlasssachen: bei Erblassern mit den Anfangsbuchstaben A-K, Q und U Frau RinAG      , bei den übrigen Erblassern Frau RinAG       mit gegenseitiger Vertretung; Zwangsvollstreckung einschließlich Zwangsversteigerung: ungerade Abteilungsnummern Herr RiAG      , gerade Abteilungsnummern Herr RiAG       mit gegenseitiger Vertretung; sonstige Zivilsachen: ungerade Abteilungsnummern Herr RiAG      , gerade Abteilungsnummern Herr RiAG       mit gegenseitiger Vertretung; in allen übrigen Fällen die jeweilige Abteilungsleitung.



	
	Wenn ein für die Entscheidung von Befangenheitsanträgen zuständiger Richter wegen Befangenheit abgelehnt wird, entscheiden die Vertreter in der jeweils festgesetzten Reihenfolge.
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